
Mit der Übernahme einer Vielzahl von Auf-
gaben seitens des Staates und dem Ziel, die
Wirtschaft zumindest in Ansätzen zu regulie-
ren, ist der Umfang des Steueraufkommens
enorm gestiegen. In den Finanzwissenschaf-
ten wird gelehrt, dass Abgaben und Steuern
gerechtfertigt sind, weil private Steuern staat-
lichen Leistungen äquivalent sind, die private
Steuerleistung ein Beitrag für den öffentli-
chen Schutz der Person und des Eigentums
ist und weil sich die Bürger durch finanzielle
Beiträge entsprechend ihrer Leistungsfähig-
keit an der Erfüllung der Gemeinschaftsauf-
gaben beteiligen und die Existenz und Ent-
wicklung des Staates sichern. Steuern sind
notwendig, weil durch die Besteuerung ver-
schiedener Wirtschaftssektoren Mängel des
freien Marktsystems, das sich durch die Prei-
se selbst reguliert, behoben werden können;
weil die ungerechte Ressourcenverteilung
zwischen Reichen und Armen in der Gesell-
schaft korrigiert werden kann und weil Pro-
zesse des Wirtschaftstreibens zentral zumin-
dest etwas gesteuert werden können (Lea,
Tarpy & Webley, 1987).
Steuern werden häufig als Last empfunden,
aber bis zu einem gewissen Grade auch ak-
zeptiert (Porschke & Witte, 2002). Umfragen
zufolge sind viele Menschen für die Redukti-
on der Steuerlast; inkonsequenterweise aber
zugleich für eine Erhöhung der staatlichen
Investitionen in beinahe allen staatlichen
Ressorts. Tyszka (1994) erhob die Präferen-
zen französischer und polnischer Studieren-
der bezüglich der öffentlichen Gebarung so-
zialwirtschaftlicher Angelegenheiten, der
Steuerpolitik, staatlicher Eingriffe in die Wirt-
schaftsdynamik, Einstellungen zu Wohl-
fahrtsprogrammen, zur Privatisierung und
zum Privateigentum und fand einhellig die
Meinung vor, dass Steuern reduziert werden
müssten, bei gleichzeitiger Erhöhung der
Staatsausgaben für öffentliche Güter. Ähnli-

che Ergebnisse berichtete vor Jahrzehnten
bereits Schmölders (1975) für Deutschland.
Kirchler (1997b) fand in Österreich, dass laut
Steuerzahlern die Ausgaben in manchen
Ressorts reduziert werden müssten; aller-
dings sollte jeder Steuerzahler auch mehr an
den öffentlichen Gütern partizipieren kön-
nen. 
Nachdem Steuern als Belastung empfunden
werden und der unmittelbare eigene Vorteil
durch die Teilnahme an öffentlichen Gütern
oft unklar ist oder als zu gering erlebt wird,
und in Medien von Verschwendung öffentli-
cher Gelder, unüberlegten Investitionen und
unnötigen Ankäufen die Rede ist, wundert
es nicht, wenn Bürger unwillig sind, Steuern
zu zahlen. Schließlich ist es für den Großteil
der steuerpflichtigen Bürger auch außeror-
dentlich schwierig, die Steuergesetzgebung
zu verstehen, die eigenen Rechte und Pflich-
ten zu kennen und wahrzunehmen und Si-
cherheit darüber zu haben, dass die Vertei-
lung der Steuerlast im Lande fair ist (Lewis,
1978). 
Wenn die Steuergesetzgebung komplex und
für viele unverständlich ist und auch Unsi-
cherheit darüber besteht, wie effizient die
Steuergelder für die Gemeinschaft investiert
werden, ist nicht zu erwarten, dass die Ein-
stellungen der Bürger zu Steuern positiv ist.
Kirchler (1998) untersuchte Urteile über ty-
pische Steuerzahler, ehrliche Steuerzahler
und Steuersünder. Dass ehrliche Steuerzah-
ler positiver bewertet werden als Steuersün-
der mag wenig überraschen. Unerwartet
wurden jedoch Personen, die Steuern hinter-
ziehen, positiver beurteilt als „typische Steu-
erzahler“. Während ehrliche Steuerzahler als
hart arbeitende, intelligente Personen be-
schrieben wurden, wurden „typische Steuer-
zahler“ für dumm und faul befunden; Steuer-
sünder wurden hingegen als durchschnittlich
fleißig und intelligent beschrieben. Diesen
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Ergebnissen zufolge kann die Steuermoral
nicht besonders hoch sein und Steuerhinter-
ziehung allenfalls als Kavaliersdelikt gelten.
Schmölders (1966) operationalisierte Steuer-
moral als Einstellung zu Steuerdelikten, Steu-
ersündern und zur Steuerstrafe. In einer Stu-
die über die Steuermoral von Selbständigen
wurden Fälle von Steuerhinterziehung zur
Beurteilung präsentiert. Häufig wurden Steu-
ersünden von den Befragten als Kavaliersde-
likte und selten als Diebstahl beurteilt und –
nach angebrachten Sanktionen befragt –
wurden meist gar keine Sanktionen vorge-
schlagen. Laut Webley, Robben, Elffers und
Hessing (1991, S. 1) wurden Steuern immer
schon negativ beurteilt und die Bezahlung
von Steuern – auch als die Steuersätze rela-
tiv zu heute minimal waren – wurde als un-
gerecht empfunden. 
Seit Abgaben in Form von Steuern eingeho-
ben werden, gibt es die Tendenz, Steuern
nicht zu zahlen, die Eingänge nach unten zu
korrigieren und Ausgaben, die geltend ge-
macht werden können, zu überschätzen.
Steuerhinterziehung ist in vielen Ländern zu
einem ernsthaften Problem geworden (z. B.
Kirchler, 2007). 
Steuervorschreibungen werden als Ein-
schränkung der persönlichen Handlungsfrei-
heit empfunden. Personen agieren dagegen
in der Hoffnung, ihre Freiheit wiederzuge-
winnen. Menschen sind motiviert, einmal
besessene ökonomische Freiräume wieder
verfügbar zu machen. Vor allem selbständig
Erwerbstätige entwickeln Reaktanz, wo sie
doch Geld abführen müssen, das bereits in
ihren Taschen und damit, subjektiv betrach-
tet, in ihrem Besitz ist (Kirchler, 1999). 
Ein Paradigma, das im Studium des Steuer-
verhaltens besonders adäquat erscheint, ist
das der sozialen Dilemmata (z. B. Dawes,
1980). Soziale Dilemmata sind durch zwei
Besonderheiten charakterisierbar: a) Jedes
Individuum ist gut beraten, egoistisch zu
handeln und seinen eigenen Gewinn zu ma-
ximieren, unabhängig davon, was die ande-
ren in der jeweiligen Situation tun. Defektion
ist die vernünftigste Strategie; Kooperation
ist nicht ratsam. b) Die Gesamtheit aller Indi-
viduen kommt dann besser davon, wenn al-
le einander vertrauen und kooperieren.
Wenn die Kooperation eines Individuums zu
einem positiven Beitrag für die „Gemein-
schaftskasse” beiträgt und Defektion zu ei-
nem Verlust für die Gemeinschaft führt, aber
einen Gewinn für den Einzelnen bedeutet,
dann führt die Defektion vieler Mitglieder zu
einem Verlust, der letztlich von allen zu tra-
gen ist (Dawes, 1980).

Wie könnte das Steuerverhalten anhand des
Paradigmas der sozialen Dilemmata konkret
untersucht werden? In Anlehnung an We-
bley, Robben, Elffers und Hessing (1991), die
einen Betrieb im Labor simulierten, könnten
mehrere Personen eingeladen werden, einen
fiktiven Betrieb zu führen, Investitionen zu
tätigen, zu produzieren, zu verkaufen, Perso-
nen einzustellen oder zu kündigen, mit dem
Ziel, einen Gewinn zu erwirtschaften, der al-
lerdings nach bestimmten Vorschreibungen
zu versteuern ist. Wenn das Simulationsbei-
spiel über mehrere Perioden stattfindet, die
Steuern auf einem gemeinsamen Konto ge-
sammelt werden und wenn mit dem gemein-
samen Budget „staatliche” Initiativen finan-
ziert werden, wie beispielsweise der Bau von
Straßen, die Förderung von Außenhandels-
beziehungen etc., dann entspricht die Situa-
tion einem sozialen Dilemma: Für jeden Ein-
zelnen ist es günstig, Steuern für sich zu be-
halten und den anfallenden Betrag dem eige-
nen Gewinn zuzuschlagen. Für die Gemein-
schaft ist es günstig, wenn alle ihre Steuern
bezahlen. Wenn alle Teilnehmer ihre Steuern
zahlen, dann profitiert ein Trittbrettfahrer am
meisten, wenn er seine Steuern hinterzieht
und dennoch in den Genuss der öffentlichen
Güter kommt.
Theoretisch lassen sich viele Vermutungen
über das Verhalten der Teilnehmer formulie-
ren. Aus Sicht der Ökonomie defektieren
egoistisch-rational handelnde Individuen;
mathematischen Berechnungen zufolge ist
Defektion die dominante Strategie; Psycho-
logen beschreiben das soziale Dilemma als
komplexe soziale Konfliktsituation und ver-
muten, dass das wechselseitige Vertrauen
die Kooperation der Teilnehmer erklärt.
Welche Faktoren determinieren das Steuer-
verhalten? Rational handelnde Personen
werden laut klassisch-ökonomischer Theorie
bestrebt sein, ihre Steuerschulden so gering
wie möglich zu halten, und nur dann ihren
Beitrag zahlen, wenn Kontrollen sowohl häu-
fig als auch effizient und die Strafen für Steu-
ersünden hoch sind. Steuerhinterziehung als
Optimierungsmöglichkeit des eigenen Ge-
winnes macht sich dann bezahlt, wenn die
Wahrscheinlichkeit der Entdeckung und
Sanktionen bei Hinterziehung gering sind
(Allingham & Sandmo, 1972; Srinivasan,
1973). Das ökonomische Standardmodell
zur Steuerentscheidung unter Unsicherheit
fokussiert auf individuelle monetäre Konse-
quenzen als Verhaltensdeterminante. Dem-
entsprechend wird erwartet, dass sowohl ein
Anstieg der Kontrollwahrscheinlichkeit als
auch ein Anstieg der Strafhöhe zu einer Ver-
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ringerung der Steuerhinterziehung führen.
In experimentellen Untersuchungen wird
der Einfluss der Kontrollwahrscheinlichkeit
und der Strafhöhe allerdings nicht immer
eindeutig bestätigt. Die Ergebnisse einer ex-
perimentellen Untersuchung von Spicer und
Lundstedt (1976) sprechen zwar für den Ein-
fluss der Kontrolle auf die Einstellung zur
Steuerhinterziehung, nicht aber für den Ein-
fluss der Strafe. Auch in einem Experiment
von Baldry (1987) gelang es nicht, den Ein-
fluss der Steuerstrafe auf die Deklarationshö-
he nachzuweisen. Friedland, Maital, und Ru-
tenberg (1978) konnten hingegen zeigen,
dass hohe Strafen eher geeignet sind, die
Deklarationshöhe zu steigern als geringe
Strafen, und zwar auch bei proportionaler
Verringerung der Überprüfungswahrschein-
lichkeit. Die Ergebnisse einer experimentel-
len Untersuchung von Alm, Sanchez, und
De Juan (1995) zeigen, dass die Deklarati-
onshöhe in positiver Beziehung zur Über-
prüfungswahrscheinlichkeit steht, allerdings
lediglich für Steuerstrafen von mindestens
200 Prozent. Des Weiteren weisen Alm,
McClelland, und Schulze (1992) darauf hin,
dass der Zusammenhang zwischen Deklara-
tionshöhe und Überprüfungswahrscheinlich-
keit nicht linear ist. So betrug die Deklarati-
onshöhe 20 Prozent bei einer Überprüfungs-
wahrscheinlichkeit von 0 Prozent und stieg
auf 50.20 beziehungsweise auf 67.50 Pro-
zent bei einer Überprüfungswahrscheinlich-
keit von 2 beziehungsweise 10 Prozent.
In einem Experiment von Alm, Cronshaw,
und McKee (1993) wurden vier unterschied-
liche Kontrollmechanismen untersucht und
in ihrer Wirkungsweise auf die Deklarations-
höhe verglichen. Ein Kontrollmechanismus
bestand in der Möglichkeit der Finanzbehör-
den, all jene Steuerpflichtigen mit Gewiss-
heit zu prüfen, deren deklariertes Einkom-
men unterhalb eines bestimmten Mindest-
satzes gelegen war. Ein weiterer Kontrollme-
chanismus bestand darin, überführte Steuer-
hinterzieher nicht nur für die aktuelle Steuer-
periode sondern auch rückwirkend für eine
bestimmte Anzahl an vergangenen Perioden
zu überprüfen, während der letzte Kontroll-
mechanismus darin bestanden hat, dass
überführte Steuerhinterzieher mit einer hö-
heren zukünftigen Überprüfungswahrschein-
lichkeit rechnen mussten als ehrliche Steuer-
zahler. Diese drei alternativen Kontrollme-
chanismen wurden gegenüber rein zufallsbe-
dingten Steuerkontrollen, ohne die Möglich-
keit für die Finanzbehörden, Mindestsätze
festzulegen, rückwirkende Prüfungen durch-
zuführen oder zukünftige Prüfungen ver-

mehrt anzusetzen, kontrastiert. Die Ergebnis-
se zeigen, dass die Deklarationshöhe in den
experimentellen Bedingungen mit alternati-
ven Kontrollmechanismen höher war als in
jenen mit konventionellem zufallsbedingtem
Kontrollsystem. Und dies obwohl in den ex-
perimentellen Bedingungen eine signifikant
geringere Anzahl an Steuerüberprüfungen
durchgeführt wurde als im zufallsbedingten
Kontrollsystem. Wenn in der Analyse auch
die Anzahl der Steuerüberprüfungen berück-
sichtigt wird, zeigt sich eine Überlegenheit
des retrospektiven Kontrollmechanismus ge-
genüber den anderen alternativen Kontroll-
mechanismen.
Alm, McClelland und Schulze (1999) unter-
suchten das Steuerverhalten in einem Experi-
ment, wobei die Teilnehmer das Steuersys-
tem aktiv per Mehrheitswahl mitgestalten
konnten. Abgeführte Steuern wurden in ein
öffentliches Gut investiert, das allen Steuer-
pflichtigen – das heißt auch Steuerhinterzie-
hern – zugänglich war. Die Ergebnisse zei-
gen, dass mehrheitlich gegen eine Verschär-
fung des Steuersystems gestimmt wurde, ins-
besondere gegen eine Anhebung von Über-
prüfungswahrscheinlichkeit und Steuerstrafe.
Die Autoren erklären ihre Ergebnisse im Sin-
ne der „Crowding out”-Hypothese, wonach
soziale Normen und das Abführen von Steu-
ern durch exogene Straf- und Kontrollmecha-
nismen negativ beeinflusst werden. Im Ge-
gensatz dazu zeigen Fehr und Gächter
(2000), dass die Möglichkeit, Trittbrettfahrer
zu sanktionieren, von den Teilnehmern ge-
zielt und systematisch genutzt wird, um die
Beitragshöhe für ein öffentliches Gut zu er-
höhen. Dies gilt auch dann, wenn die Sank-
tionen mit Kosten für die Teilnehmer verbun-
den sind. Alm, Jackson und McKee (1993)
zeigen in einer experimentellen Untersu-
chung, dass die Höhe der Beiträge zu einem
öffentlichen Gut auch davon abhängt, ob
die Teilnehmer aktiv über die Verwendung
mitbestimmen dürfen oder nicht. Die Ergeb-
nisse deuten darauf hin, dass die Beitragsmo-
ral sinkt, wenn den Teilnehmern keine Kon-
trolle über die Verwendung ihrer Beiträge
zuteil wird.
Die empirische Evidenz für die abschrecken-
de Wirkung von Strafen – berechnet für den
Bereich der Steuerhinterziehung – ist wider-
sprüchlich (Andreoni, Erard, & Feinstein,
1998; Kirchler, 2007). In der Literatur zu
Steuermoral und Hinterziehung wird zwar
zum Teil von positiven Effekten von Strafen
auf das Hinterziehungsverhalten berichtet
(z.B. Friedland, 1982; Alm, Jackson, &
McKee, 1992), andererseits konnte aber
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häufig gar keine Wirkung nachgewiesen
werden (z.B. Ali, Cecil, & Knoblett, 2001;
Webley, Robben, Elffers, & Hessing, 1991).
Auch die Kontrollwahrscheinlichkeit scheint
Steuerhinterziehung geringer zu beeinflus-
sen als erwartet (Fischer, Wartick, & Mark,
1992). 
Das ökonomische Standardmodell zur Steu-
erhinterziehung, beruhend auf exogenen
Größen wie Kontrolle und Strafe, geht davon
aus, dass Steuerpflichtige deshalb Steuern
abführen, weil sie Kontrolle und Strafe fürch-
ten, also bloß auf äußere aversive Reize pas-
siv reagieren. Intrinsische Motive, wie Ge-
rechtigkeitsempfinden, Kooperationsbereit-
schaft, Altruismus oder soziale Normen, blei-
ben unberücksichtigt. Empirische Untersu-
chungen zeigen jedoch, dass Kontrolle und
Strafe auch zu gegensätzlichen Effekten auf
die Deklarationshöhe führen können. Dann
nämlich, wenn es dadurch zu einem
„Crowding-out” an intrinsischer Motivation
kommt (Frey, 1992, 1997) und die Deklarati-
onsbereitschaft trotz steigender individueller
„ Kosten” abnimmt. 
Dass Strafen auch gegenteilige Effekte als
Abschreckung haben können, veranschau-
licht eine Studie aus Israel. Die Leitung von
Kindergärten wollte dem Problem entgegen-
steuern, dass Eltern ihre Kinder häufig zu
spät abholten, und führte eine Strafe für die
Zuspätkommenden ein. So sollte doch das
Problem in den Griff zu kriegen sein, denn
wer zahlt schon gerne mehr als notwendig?
Als die Eltern für ihre Verspätungen Bußgeld
bezahlen mussten, passierte aber genau das
Gegenteil des Intendierten: Die Verspätun-
gen traten noch häufiger ein als zuvor, als
das schlechte Gewissen gegenüber den An-
gestellten des Kindergartens der einzige
Grund war, der zur Pünktlichkeit anhielt
(Gneezy & Rustichini, 2000). Wer bezahlt,
erhält Vergebung für die Tat. Damit ist eine
Geldstrafe keine Strafe, die von weiteren Ta-
ten abhält, sondern Preis dafür, sich freizu-
kaufen. Gerade Wirtschafts- und speziell
Steuervergehen ist oft durch Geldstrafen we-
nig effizient zu begegnen. Häufig werden
Sühne und Beschämung als wesentlich wirk-
samere Strafen angesehen (Braithwaite &
Wenzel, 2008; Coricelli, Joffily, Montmar-
quette, & Villeval, 2007).
Vermutlich hätten die Betreiber der Kinder-
gärten den erhofften Effekt erzielen können,
wenn sie die Strafen für die Verspätung hö-
her angesetzt hätten. Doch auch das Ziel ei-
ner effizienten Strafbemessung ist letztlich
nicht trivial. Einerseits muss die Strafe hoch
genug sein, um ihre Wirkung zu erzielen, an-

dererseits können zu hohe, drakonische Stra-
fen erst recht unerwünschte Reaktionen pro-
vozieren. In der Studie hätte eine unverhält-
nismäßig hohe Strafe beispielsweise dazu
führen können, dass die Eltern ihre Kinder
aus dem Kindergarten nehmen. Äquivalente
Befunde werden aus der Steuerhinterzie-
hungsforschung berichtet. In einem Feldex-
periment von Schwartz und Orleans (1967)
erhielten amerikanische Steuerzahler einen
Brief, der die Härte der Sanktionen betont,
die den Steuerbehörden zur Verfügung ste-
hen. Die Steuerzahler reagierten aber auf
diesen Brief nicht, indem sie mehr Einkom-
men deklarierten, sondern indem sie größe-
re Summen von der Steuer abschrieben als
in den vergangenen Jahren. Der Versuch, die
Steuerzahler zur Ehrlichkeit zu zwingen, hat-
te also den unerwünschten Nebeneffekt,
dass das Ausmaß der Steuervermeidung an-
stieg. 
Drakonische und als unverhältnismäßig
empfundene Strafen führen zu negativen
Einstellungen gegenüber den Autoritäten
und Steuern an sich (Strümpel, 1969). Es
stellt sich daher auch die Frage, welche Straf-
form bei einem Delikt wie der Steuerhinter-
ziehung als angemessen empfunden und als
wirksam angesehen wird. In der Bevölkerung
scheint ein starkes Bedürfnis vorzuherr-
schen, Gleiches mit Gleichem zu vergelten.
In einer Studie mit österreichischen Steuer-
zahlern gaben insgesamt 86 Prozent an,
dass sie bei Steuerhinterziehung eine Verur-
teilung zu einer Geldstrafe als fair empfinden
würden. Eine Freiheitsstrafe für dasselbe De-
likt beurteilten hingegen nur 5 Prozent als
gerecht (Kirchler & Muehlbacher, 2007). Als
Alternative zur gängigen Strafbemessungs-
praxis bei Hinterziehungsdelikten, bei der
sich die Strafhöhe aus dem Ausmaß der Hin-
terziehung ergibt, wurde von Finanzstraf-
rechtsexperten vorgeschlagen, bei der Fest-
legung der Strafe auch die Leistungsfähigkeit
des Täters zu berücksichtigen. Wird bei-
spielsweise das Einkommen (als wesentlicher
Teil der Leistungsfähigkeit) in der Strafbemes-
sung berücksichtigt, so kann vermieden wer-
den, dass Geldstrafen „leistbar” werden und
ihre Abschreckungswirkung verlieren (Mu-
ehlbacher, Hölzl, & Kirchler, 2007).
Einen innovativen Ansatz zur Gestaltung des
Strafrechts vertritt Heribert Ostendorf (ohne
Jahr) in einem Referat über Chancen und Ri-
siken von Kriminalprävention am Berliner Fo-
rum Gewaltprävention. Er zweifelt an der
Wirksamkeit von Strafverschärfungsgeset-
zen, Bekämpfungsgesetzen und Verschär-
fungsstrategien und verlangt, dass Strafrecht
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Bürgerstrafrecht bleiben muss und nicht
Feindstrafrecht werden darf. Auch wenn die
Verschärfung des Strafrechts dem Wunsch
der Gesellschaft nach Schutz und Sicherheit
entgegenkommt, geht es doch um Kriminal-
prävention, um moralische Aufklärung, Schu-
lung und Erziehung. Es geht nicht um Strafe,
sondern um die Prävention der Tat. Ähnlich
argumentiert Bussmann (2003), wenn er
meint, die Wirksamkeit von harten Strafen
würde überbewertet werden: „What is clear,
however, is that the deterrent effect of seve-
re punishment is overestimated. More than
20 years of international research confirm
that earlier views on the effectiveness of cri-
minal law were grossly overestimated… Seve-
re punishment does not deter – anything 
other than minor offences! … The reason is
that ethical orientations are of greater impor-
tance.” (Bussmann, 2003, S. 3f.). 
Das ökonomische Standardmodell zur Steu-
erhinterziehung lässt aus psychologischer
Perspektive wesentliche Entscheidungsdeter-
minanten vermissen. Ariely (2008) betont
die Wirkung sozialer Normen in verschiede-
nen Lebensbereichen. Anstelle von Kontrolle
und Strafe müssen Einsicht, Bewusstsein und
Verantwortung für gemeinsame Anliegen
treten. Die Motivation zu Kooperation resul-
tiert nicht aus Kontrollen und Strafen, son-
dern aus der Kenntnis der Gesetze, dem
Wissen über korrektes Verhalten, der Einstel-
lung zum Staat und den Steuerbehörden,
den sozialen und persönlichen Normen und
vor allem der Wahrnehmung gerechter Ver-
teilung von Steuerlasten und fairen Verfah-
ren. Tatsächlich muss auch zwischen Steuer-
zahlern mit unterschiedlichen motivationa-
len Tendenzen unterschieden werden. Im
Modell zur Steuerehrlichkeit der australi-
schen Steuerbehörde (Braithwaite, 2003a,
2009; James, Hasseldine, Hite, & Toumi,
2003) wird zwischen dem großen Prozent-
satz der Steuerzahler unterschieden, die ihre
Abgaben ehrlich leisten („commitment“)
und solchen, die ihre Steuern zahlen, weil sie
den Gesetzen nicht entkommen können
(„capitulation“). Relativ wenige Steuerzahler
leisten Widerstand („resistance“) gegen die
Steuergesetze oder ignorieren den Staat und
seine Regelungen völlig („disengagement“).
Ein weiterer geringer Teil der Bürger versucht
durch List den Verpflichtungen zu entkom-
men („game playing“). 
Steuerpflichtige versuchen nicht notwendi-
gerweise, egoistisch ihren Nutzen zu maxi-
mieren, sondern sind häufig bereit zu koope-
rieren. Die Bereitschaft, zu kooperieren oder
den eigenen Gewinn auf Kosten der Ge-

meinschaft zu maximieren, hängt von zahl-
reichen Variablen ab. Wesentlichen Einfluss
dürfte auch das Interaktionsklima zwischen
Steuerbehörde und Steuerzahlern haben.
Wird die Interaktion zwischen Steuerbehör-
den und Steuerpflichtigen als fair wahrge-
nommen und genießt der Staat das Vertrau-
en der Bürger, werden die politischen Pro-
gramme der Regierung akzeptiert. Herrscht
in der Gesellschaft die Überzeugung vor,
dass Steuergelder wirtschaftlich sinnvoll ge-
nutzt werden und öffentliche Güter allen zu-
gute kommen, dann ist anzunehmen, dass
Steuerpflichtige freiwillig kooperieren. In ei-
nem Klima des Vertrauens unterminieren
Kontrollen und Strafen das Vertrauen, so
dass der erwartete Effekt auf das Steuerver-
halten ausbleibt oder sogar das Gegenteil
eintreten kann. Die Bereitschaft, mit dem
Staat zu kooperieren und Steuern ehrlich zu
bezahlen, könnte dann davon abhängen,
wie Behörden die Steuerzahler behandeln
und wie sich Steuerzahler von den Behörden
behandelt fühlen. „Vertrauen führt zu Ver-
trauen”; die Art, wie Steuerzahler von den
Behörden behandelt werden, ist die Basis für
Vertrauen oder Misstrauen (Feld & Frey,
2002). Misstrauen die Behörden den Steuer-
zahlern, dann werden sie als Autorität auftre-
ten, die nach dem Rechten sieht und in je-
dem Bürger einen potenziellen Steuersünder
vermutet. Im Sinne selbsterfüllender Prophe-
zeiung wird mangelndes Vertrauen im Um-
gang mit den Bürgern dazu führen, dass
auch Missverständnisse und unbeabsichtigte
Fehler als Strategie gewertet werden, Steu-
ern zu reduzieren, und entsprechend be-
straft werden müssen. Letztlich werden auch
die Steuerzahler den Behörden misstrauen
und versuchen, den Verfolgern zu entkom-
men. Wenn also Steuerbehörden davon aus-
gehen, dass Steuerzahler nicht willig sind, ih-
re Abgaben korrekt zu entrichten, und versu-
chen, diese zur Kooperation zu zwingen,
dann werden diese wiederum versuchen, ih-
re Steuererklärungen so raffiniert zu „gestal-
ten”, dass sich ihre Steuerschuld legal oder il-
legal mindert. Bei dieser „Kontroll-Strafe-Ori-
entierung” werden die Behörden bestrebt
sein, durch die Anpassung der Gesetze, die
Steuerzahler von Steuerhinterziehung und
Steuervermeidung abzuhalten. Die Steuer-
zahler werden ihrerseits wieder versuchen
die neuen Gesetze zu umgehen. In einem
Klima des Misstrauens kann Steuerehrlich-
keit nur durch Kontrollen und Strafen er-
zwungen werden.
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Kundenorientierte Steuerbehörden, die
sachlich und fair auftreten, wecken das Ver-
trauen der Bürger und erhöhen somit die Ko-
operationswilligkeit (Braithwaite, 2003b).
Vertrauen die Steuerbehörden den Steuer-
zahlern und verstehen sie sich als Serviceein-
richtung für ihre Kunden, werden diese nicht
versuchen ihren egoistischen Nutzen zu ma-
ximieren, sondern freiwillig ihrer Steuer-
schuld nachkommen. In einem Klima des
wechselseitigen Vertrauens sind Kontrollen
und Strafen nur wenig wirksam und können
sogar die freiwillige Kooperation unterminie-
ren. 
Die Forderung nach einer „Service-Kunden-
Orientierung” anstatt einer „Kontroll-Strafe-
Orientierung” bedeutet nicht, dass eine
„Glacé-Handschuh-Politik” betrieben wer-
den soll. Ayres und Braithwaite (1992) schla-
gen vor, bei wiederholt unehrlichen Hand-
lungen harte Strafen – bis zum Entzug der
Gewerbeberechtigung – anzuwenden. Not-
wendig erscheint dies auch, weil durch weni-
ge, die sich nicht kooperativ verhalten, son-
dern ihren eigenen Nutzen maximieren, das
gesamte Kooperationssystem kippen kann.
Da der Großteil der Steuerzahler jedoch ko-
operativ erscheint, ist es notwendig, wieder-
holt unkooperative Steuerzahler im Dialog
von der Notwendigkeit der Kooperation zu
überzeugen. Zusätzliche Maßnahmen, wie
Information, Aufklärung und Schulungen,
sollten den gesellschaftlichen Wert koopera-
tiven Verhaltens verdeutlichen. Wenn Kon-

trollen notwendig sind, muss der „Stil”, wie
diese durchgeführt werden, genau reflektiert
werden, um nicht das Gegenteil dessen zu
erreichen, was beabsichtigt wird. Die austra-
lischen Steuerbehörden haben in den ver-
gangenen Jahren den Wandel von der tradi-
tionellen „big stick”-Orientierung zu einer
verantwortlichen, kundenorientierten Regu-
lierung des Steuerverhaltens der Bürger ver-
stärkt und scheinen damit auch erfolgreich
zu sein (Levinger, 2008).
Anhand eines dreidimensionalen Modells
stellen Kirchler (2007) und Kirchler, Hoelzl
und Wahl (2008) grafisch die beiden Mög-
lichkeiten, wie Steuerbehörden agieren kön-
nen (d.h.: „Kontroll-Strafe-Orientierung” und
„Service-Kunden-Orientierung”), und die da-
raus resultierende erzwungene beziehungs-
weise freiwillige Kooperationsbereitschaft im
„slippery slope framework“ dar (Abbildung
1). 
Folgt man dem Modell, so hängt Steuerehr-
lichkeit zum einen von der Macht des Staa-
tes ab, die Steuerzahler zur Kooperation zu
zwingen. Zum anderen hängt Steuerehrlich-
keit von durch Vertrauen in die staatlichen
Institutionen motivierter, freiwilliger Koope-
ration der Bürger ab. Geringe Steuerehrlich-
keit ist dann zu erwarten, wenn den Behör-
den die Mittel fehlen, Steuerzahler zur Ehr-
lichkeit zu zwingen und wenn ihnen gleich-
zeitig misstraut wird. Dem Modell folgend
wird Steuerehrlichkeit dann erzwungen,
wenn die Macht des Staates, effiziente Kon-

8
Wirtschaftspsychologie

Heft 1/2011

E. KIRCHLER, E. H. WITTE

Maximum

Maximum

MinimumMinimum

Maximum

Minimum

Erzwungene Kooperation Freiwillige Kooperation

Vertra
uen in

 die In
stitu

tio
n

Macht der Institution

K
o
o
p
e
ra

ti
o
n

(S
te

u
e
re

h
rl
ic

h
k
e
it

Maximum

Maximum

MinimumMinimum

Maximum

Minimum

Erzwungene Kooperation Freiwillige Kooperation

Vertra
uen in

 die In
stitu

tio
n

Macht der Institution

K
o
o
p
e
ra

ti
o
n

(S
te

u
e
re

h
rl
ic

h
k
e
it

ABBILDUNG 1:
"Slippery slope fram-
work" nach Kirchler,

Hoelzl und Wahl
(2008)



trollen durchzuführen und wirksame Strafen
zu verhängen, hoch und gleichzeitig das Ver-
trauensklima ungünstig ist, also Misstrauen
vorherrscht. Nur in einem vertrauensvollen
Klima kann es zu freiwilliger Steuerehrlich-
keit kommen. Kooperation erfolgt in einem
Klima des Vertrauens spontan und freiwillig,
unabhängig von den Machtverhältnissen
und Strafmöglichkeiten. 
Die beiden Dimensionen „Macht der Institu-
tion” und „Vertrauen in die Institution” sind
nicht unabhängig voneinander. Zuerst ist
zwischen verschiedenen Aspekten von
Macht zu differenzieren (Witte & van Qua-
quebeke, 2007). Simon und Oakes (2008)
unterscheiden zwischen Macht als produkti-
ve Kraft und Macht als Zwang und Druck.
Diese Differenzierung ist auch hier beson-
ders wichtig. Je nach Form von Macht kann
es zu Interaktionsprozessen zwischen einem
vertrauensvollen Klima und einem Klima des
Misstrauens kommen. Einerseits könnten
Steuerzahler, die von den Steuerbehörden
mit Respekt behandelt werden, die Macht
des Staates dahingehend stärken, dass sie
unehrliche Steuerzahler bei den Behörden
melden und gleichzeitig die Macht des Staa-
tes als Garant für das „öffentliche Gut Ko-
operation” ansehen. Wer nicht kooperiert,
wird entdeckt und jene, die kooperieren,
werden vor Defektion geschützt. Anderer-
seits könnte Macht, die auf Zwang und
Druck basiert, zu vielen Kontrollen und har-
ten Strafen führen, was das Vertrauen von
freiwillig ehrlichen Steuerzahlern schwächt.
Wenn schließlich der Staat als „Feind der
Bürger” angesehen wird, werden Steuerzah-
ler durch hohe Macht nicht ehrlicher, son-
dern kooperationsunwillig. So kann Kontrol-
le und Überwachung sogar dazu führen,
dass sie Misstrauen der Behörden gegen-
über den Steuerzahlern kommunizieren,
noch mehr Misstrauen schüren (Cialdini,
1996; Frey, 2003) und die Kooperation sinkt.
Der starke Abfall der Steuerehrlichkeit in der
Mitte des Modells zeigt an, dass ein leichter
Abfall in einer der beiden Dimensionen zu
einem starken Abfall der Steuerehrlichkeit
führen kann. 
Kontrollen der Steuerpflichtigen und Strafen
bei Nichteinhaltung der Gesetze haben
nicht immer die theoretisch postulierte Wir-
kung. Vielmehr könnten diese Maßnahmen
als Zwang verstanden werden und zu einem
Klima des Misstrauens führen. Wenn Miss-
trauen vorherrscht, versuchen Steuerzahler
mit immer findigeren Tricks, Gesetze zu um-
gehen, um dem Fiskus zu entkommen. So
beginnt ein „Katz-und-Maus-Spiel” zwischen

den Behörden und den Steuerzahlern. Wenn
der Staat jedoch ein Klima des Vertrauens
schafft und stabilisiert, dann ist die Wahr-
scheinlichkeit hoch, dass dies dazu führt,
dass Steuerzahler freiwillig mit dem Staat ko-
operieren, ohne dass übermäßige Kontrollen
und Strafen notwendig sind (Porschke & Wit-
te, 2002). 

In diesem Sonderheft der „Wirtschaftspsy-
chologie“ sind Beiträge von Forscherinnen
und Forschern aus der Psychologie und der
Ökonomie vorgestellt, in welchen die Be-
deutung wirtschaftspsychologischer und ver-
haltensökonomischer Ansätze zum Ver-
ständnis des Steuerverhaltens betont wird.
Lorenz Fischer und Oliver Fischer befassen
sich in ihrem Beitrag zur Einkommensteuer-
Progression mit der Wahrnehmung und Be-
urteilung der Steuerbelastung verschiedener
Einkommensgruppen in Deutschland. Mehr-
heitlich wird die aktuelle Lage kritisiert und
der Wunsch nach einer radikaleren Umver-
teilung der Einkommen geäußert, so dass
niedrige Einkommen geringer und höhere
Einkommen deutlich höher besteuert wer-
den sollen. Die Ursache für den Wunsch
nach Umverteilung resultiert nicht aus der
neidvollen Kritik der zu geringen Beiträge
der besser verdienenden Schicht, sondern
aus der verbreiteten Unkenntnis des Steuer-
systems, welche zum einen aus der Komple-
xität der Steuergesetze resultiert und zum
anderen aus der Aversion gegenüber Steu-
ern und Steuergesetzen generell. 
Erich H. Witte, Christina Mölders und Niels
von Quaquebeke untersuchen, wie Bürger
Ausnahmeregelungen im Einkommensteuer-
gesetz bewerten und wie gerecht sie Son-
derbehandlungen empfinden. Viele Einkom-
mensteuergesetze sind aufgrund ihrer zahl-
reichen Ausnahmeregelungen zu komplex,
um von Steuerzahlern auch korrekt verstan-
den zu werden. Insgesamt 82 Ausnahmen
aus dem Einkommensteuergesetz wurden
auf ihre Gerechtigkeit und Wichtigkeit sowie
die Angemessenheit der angesetzten Freibe-
träge und Freigrenzen beurteilt. Klare Befun-
de bezüglich der Angemessenheit und Ge-
rechtigkeit der Ausnahmen wurden nicht
entdeckt: Tatsächlich wurden nur wenige
Ausnahmen als ungerecht und unwichtig,
aber auch nur wenige als gerecht und wich-
tig eingestuft. Als begünstigenswert wurden
vor allem bedürftige, abhängige und leis-
tungsschwache Gruppen, wie Menschen mit
Behinderung, Familien oder Kleinunterneh-
mer genannt. 
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In ihrem Beitrag „Things will get better:
Führt der Optimismus in den Erfolg von Steu-
erreformen zu weniger Widerstand, mehr
Vertrauen und einer positiveren Einstellung?“
überprüfen Eva Traut-Mattausch, Eva Jonas,
Christian Schwennen und Claudia Peus die
Wirksamkeit einer Intervention, die zu mehr
Akzeptanz und kooperierendem Verhalten
der Bürger gegenüber Steuerreformen füh-
ren kann. Durch die Politik vermittelter Opti-
mismus, dass aktuelle Probleme durch eine
Reform in Zukunft gelöst werden, kann dazu
führen, dass es zu einer positiveren Einstel-
lung, zu weniger Widerstand gegenüber den
Maßnahmen, zu mehr Vertrauen in Macher
und Strategie sowie zu weniger Angst vor
Überforderung und Verlust kommt. Im Sinne
einer kompensatorischen Kontrollstrategie
wird durch optimistisch stimmende Interven-
tionen den Bürgern das Gefühl von subjekti-
ver Kontrolle vermittelt, was die Bedrohlich-
keit von Reformen und psychologische Reak-
tanz deutlich reduziert. 
Optimismus scheint den Widerstand gegen
Veränderungen auch von den Steuerzahlern
kritisierter Zustände zu brechen und Vertrau-
en in den Staat dürfte mit der Bereitschaft zu
kooperieren hoch korrelieren. Julia Pitters
und Thomas Oberlechner untersuchen in
„ Trust in the state and tax compliance: Do
priming effects matter?” auf der Basis des
“slippery slope framework” den Effekt von
Vertrauens-Priming. Tatsächlich zeigte sich,
dass Vertrauenspriming zu positiveren Ein-
stellungen zum Staat und zur Bereitschaft zu
freiwilliger Steuerleistung führt. 
Steuerzahler sind unterschiedlich motiviert,
ihrer Pflicht nachzukommen, und entspre-
chend differenziert sollten Maßnahmen ge-
gen inkorrektes Steuerverhalten sein. Steuer-
zahler entwickeln auf der Basis ihrer Erfah-
rungen mit den Behörden auch unterschied-
liche Verhaltensstile. Luigi Mittone und Fran-
cesca Bortolami nehmen in „Individual sty-
les of tax evasion. An experimental study“
darauf Bezug und untersuchen Lernprozesse
im Labor, wo wiederholt Steuerentscheidun-
gen zu treffen waren. Entsprechend der Ver-
suchs-Irrtums-Strategie wird der Freiraum ex-
ploriert, in welchem Steuern zu entrichten
sind, und je nach persönlicher Erfahrung das
„Entscheidungsproblem unter Unsicherheit“
zu lösen versucht.
Luigi Ferrari und Salvatore Randisi befassen
sich in „Consequentialism in the moral
judgment about tax evasion and the ethical
bias in the assessment of the subjective pro-
bability of a tax audit” mit Rechtfertigungs-
möglichkeiten für Steuerhinterziehung. Je

nach Schwere der persönlichen Schicksalsla-
ge, erscheint es moralisch gerechtfertigt,
Steuergelder zu hinterziehen: Wer mit den
Kosten für die Heilung eines erkrankten Kin-
des konfrontiert ist und sich nicht in der La-
ge sieht, diese zu entrichten, wird nicht als
Steuersünder abgestempelt; wer statt Steu-
ern zu zahlen, die Steuerersparnisse in illega-
le Geschäfte investiert, wird hingegen als
Steuersünder angesehen. Je nach Verhaltens-
motiv wird illegales Verhalten als gerechtfer-
tigt erlebt oder nicht.
Die Erkenntnisse aus der Steuerpsychologie
müssen nicht auf den engen Kontext des
Steuerverhaltens eingeschränkt bleiben. Ing-
rid Wahl, Miriam Endres, Erich Kirchler und
Barbara Böck fragen nach der Generalisier-
barkeit auf den Bereich des Trittbrettfahrens
im öffentlichen Verkehr. In „Freiwillige und
erzwungene Kooperation in sozialen Dilem-
mata: Das Slippery Slope Modell im öffent-
lichen Verkehr“ werden Motive der Intenti-
on, freiwillig oder erzwungen zu kooperie-
ren, analysiert. Fahrgäste der Wiener Ver-
kehrsbetriebe sind bei hohem Vertrauen in
die Autoritäten freiwillig bereit, spontan zu
kooperieren, während sie bei hoher wahrge-
nommener Macht der Autoritäten nur dann
kooperieren, wenn sie dazu gezwungen wer-
den. Personen, die vertrauen und freiwillig
kooperieren, kaufen auch dann Fahrscheine,
wenn sie glauben, ungestraft Schwarzfahren
zu können. Personen, welche die Autoritä-
ten als mächtig wahrnehmen, verhalten sich
in dieser Situation hingegen strategisch und
zahlen nicht.
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